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Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre  

nach § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1 und den §§ 127, 131 Abs. 1 Aktiengesetz (AktG) 

betreffend die außerordentliche Hauptversammlung am 09. Januar 2023 

 

1. Rechte der Aktionäre, eine Ergänzung der Tagesordnung zu verlangen (§ 122 Abs. 

2 AktG) 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den 

anteiligen Betrag von 500.000 Euro (entspricht 500.000 Aktien) erreichen, können gemäß 

§ 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und 

bekanntgemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine 

Beschlussvorlage beiliegen. Jedes Verlangen ist schriftlich an den Vorstand zu richten. In der 

Einberufung der Hauptversammlung ist eine Anschrift der Gesellschaft angegeben, an die ein 

solches Verlangen übermittelt werden kann. Verlangen zur Ergänzung der Tagesordnung 

müssen der Gesellschaft als börsennotierter Gesellschaft im Sinne des Aktiengesetzes 

mindestens 30 Tage vor der Versammlung zugehen. Der Tag des Zugangs und der Tag der 

Hauptversammlung sind nicht mitzurechnen. Die konkreten Fristen für die Ausübung der 

Rechte sind in der Einberufung mitgeteilt. Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit 

mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und 

dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten. Bei der 

Berechnung der Aktienbesitzzeit ist § 70 AktG zu beachten. 

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden - soweit sie nicht bereits mit 

der Einberufung bekanntgemacht werden - unverzüglich im Bundesanzeiger unter 

www.bundesanzeiger.de bekanntgemacht. Sie werden außerdem unverzüglich über die 

Internetadresse der Gesellschaft unter  

https://www.biofrontera.com/de/investoren/hauptversammlung 

https://www.biofrontera.com/de/investoren/hauptversammlung


zugänglich gemacht und sie werden solchen Medien zur Veröffentlichung zugeleitet, bei denen 

davon ausgegangen werden kann, dass sie die Information in der gesamten Europäischen 

Union verbreiten. 

2. Rechte der Aktionäre zur Ankündigung von Anträgen und Wahlvorschlägen 

(§§ 126 Abs. 1, 127 AktG) 

Jeder Aktionär hat das Recht, Anträge und Wahlvorschläge zu Punkten der Tagesordnung 

sowie zur Geschäftsordnung in der Hauptversammlung zu stellen, ohne dass es vor der 

Hauptversammlung einer Ankündigung, Veröffentlichung oder sonstigen Handlung bedarf. Es 

können insbesondere Anträge zu einzelnen Tagesordnungspunkten gestellt werden 

(Gegenanträge) bzw. Vorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von 

Abschlussprüfern gemacht werden (Wahlvorschläge), soweit die Tagesordnung 

entsprechende Wahlen vorsieht. 

Gegenanträge und Wahlvorschläge, die vor der Hauptversammlung gemäß §§ 126, 127 AktG 

über die Internetseite der Gesellschaft zugänglich gemacht werden sollen, müssen binnen der 

in der Einberufung hierfür genannten Frist unter der in der Einberufung hierfür genannten 

Adresse eingehen. Nur unter der genannten Adresse rechtzeitig eingegangene Gegenanträge 

sowie Wahlvorschläge werden einschließlich des Namens des Aktionärs sowie einer 

Begründung über die Internetseite der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür 

genannten Internetadresse unverzüglich zugänglich gemacht, soweit die gesetzlichen 

Voraussetzungen gemäß §§ 126, 127 AktG hierfür im Übrigen erfüllt sind. Unter der in der 

Einberufung hierfür genannten Internetadresse der Gesellschaft werden auch etwaige 

Stellungnahmen der Verwaltung zugänglich gemacht. 

Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen gemäß § 126 Abs. 2 AktG nicht 

zugänglich gemacht zu werden, 

 

1)  soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen würde; 

 

2)  wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der 

Hauptversammlung führen würde; 

 

3)  wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irreführende 

Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält; 

 

4)  wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs bereits zu 

einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 AktG zugänglich gemacht 

worden ist; 

 

5)  wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Begründung in den 

letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der Gesellschaft 



nach § 125 AktG zugänglich gemacht worden ist und in der Hauptversammlung 

weniger als der zwanzigste Teil des vertretenen Grundkapitals für ihn gestimmt hat; 

 

6)  wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung nicht 

teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird; oder 

 

7)  wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen von 

ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen lassen. 

 

Ein Wahlvorschlag braucht gemäß § 127 Satz 3 AktG auch dann nicht zugänglich gemacht zu 

werden, wenn der Vorschlag nicht Namen, ausgeübten Beruf und Wohnort der 

vorgeschlagenen Person, bei Prüfungsgesellschaften nicht die Firma und den Sitz enthält 

(§ 124 Abs. 3 Satz 4 AktG), oder wenn bei Vorschlägen zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern 

keine Angaben zu deren Mitgliedschaften in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten 

gemacht werden (§ 125 Abs. 1 Satz 5 AktG). 

 

Die Begründung eines Gegenantrags oder Wahlvorschlags braucht nicht zugänglich gemacht 

zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. 

 

Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung Gegenanträge, 

so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begründungen zusammenfassen. 

 

3. Auskunftsrecht des Aktionärs in der Hauptversammlung (§ 131 Abs. 1 AktG) 

Das Auskunftsrecht und etwaige Gründe für eine Verweigerung der Auskunft sind in § 131 

AktG geregelt. Jedem Aktionär ist gemäß § 131 Abs. 1 AktG auf ein in der Hauptversammlung 

mündlich gestelltes Verlangen vom Vorstand in der Hauptversammlung Auskunft über 

Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachgemäßen Beurteilung des 

Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist und kein Auskunftsverweigerungsrecht 

besteht. Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen 

Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen Unternehmen und die Lage des 

Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen. 

 

Der Vorstand kann gemäß § 131 Abs. 3 AktG auf die Beantwortung von Fragen verzichten, 

 

1)  soweit die Erteilung der Auskunft nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 

geeignet ist, der Gesellschaft oder einem verbundenen Unternehmen einen nicht 

unerheblichen Nachteil zuzufügen; 

 

2)  soweit sie sich auf steuerliche Wertansätze oder die Höhe einzelner Steuern bezieht; 

 

3)  über den Unterschied zwischen dem Wert, mit dem Gegenstände in der Jahresbilanz 

angesetzt worden sind, und einem höheren Wert dieser Gegenstände, es sei denn, 

dass die Hauptversammlung den Jahresabschluss feststellt; 

 



4)  über die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, soweit die Angabe dieser Methoden 

im Anhang ausreicht, um ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft im Sinne des § 264 Abs. 2 des 

Handelsgesetzbuchs zu vermitteln; dies gilt nicht, wenn die Hauptversammlung den 

Jahresabschluss feststellt; 

 

5)  soweit sich der Vorstand durch die Erteilung der Auskunft strafbar machen würde; 

 

6)  soweit bei einem Kreditinstitut, einem Finanzdienstleistungsinstitut oder einem 

Wertpapierinstitut Angaben über angewandte Bilanzierungs- und 

Bewertungsmethoden sowie vorgenommene Verrechnungen im Jahresabschluss, 

Lagebericht, Konzernabschluss oder Konzernlagebericht nicht gemacht zu werden 

brauchen; 

 

7)  soweit die Auskunft auf der Internetseite der Gesellschaft über mindestens sieben Tage 

vor Beginn und in der Hauptversammlung durchgängig zugänglich ist. 

 

Ferner ist der Versammlungsleiter nach § 21 Abs. 3 der Satzung der Gesellschaft berechtigt, 

das Rede- und Fragerecht der Aktionäre zeitlich angemessen zu beschränken; er kann 

insbesondere den zeitlichen Rahmen des Versammlungsverlaufs, der Aussprache zu den 

Tagesordnungspunkten sowie des einzelnen Rede- und Fragebeitrags angemessen 

festsetzen. 

 

4. Erklärung von Widerspruch gegen Beschlüsse der außerordentlichen 

Hauptversammlung 

Aktionäre und deren Bevollmächtigte haben die Möglichkeit, Widerspruch gegen Beschlüsse  

der außerordentlichen Hauptversammlung in der Versammlung zur Niederschrift des Notars 

zu erklären.  

 

 


